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Haushaltsplan  2007 

Sitzung der Bezirksvertretung Porz am 23.11.2006

Stellungnahme der SPD-Fraktion Köln-Porz

Herr Bezirksvorsteher Krämer,

Meine Damen und Herren,

Man soll nicht das eine sagen 

und das andere im Herzen denken.
Babylonischer Talmud Quelle : Baba Mezia 49
Der heute zur Diskussion stehende Haushaltsplan kann nur zur Überarbeitung zurückverwiesen werden. Vor dem Hintergrund der Haushaltssicherung muss für das Jahr 2007 ein ausgeglichener Haushalt ausgewiesen werden. Der vorliegende Haushalt hat diese Anforderungen bisher nicht erfüllt.

Wie unangenehm die im Haushalt dargestellte Situation ist, erkennt man, wenn man die Daten der vom Rat im Jahre 2005 beschlossenen Finanzplanung vergleicht. So weist die Finanzplanung für 2005 einen Überschuss von 11, 6 Mio€ aus. Statt dessen weist der Haushaltsplan ein Defizit von 107,0 Mio€ aus.

Arbeitet man die Haushaltsunterlagen durch, so wird ein nicht zu übersehendes Haushaltsdefizit von 597,3 Mio. € deutlich und unterstreicht die Schwierigkeiten in denen Kommunen in der heutigen Zeit stehen. 

Wesentlich für die schwierige Situation in denen sich die Kommunen befinden, ist die Unentschlossenheit der Politik  in Bund und Land. Anstatt Lösungen zu erarbeiten werden die Probleme immer und immer wieder formuliert. Von der Großen Koalition erwartet man Großes und nicht Kleinkariertes. Man möchte den Politikern in Bund und Land zurufen, die Probleme sind bekannt arbeitet an Lösungen. 

Und nicht wie wir es tagtäglich erleben Politik nach dem Motto „rein in die Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln“. Und als Krönung taucht dann noch jemand auf der es schon immer wusste und zwar immer schon besser aber trotzdem die Maßnahmen mitbeschlossen hat.

Eine solche Politik, die darin besteht 

Das Eine zu sagen – und das Andere zu tun

ist nicht geeignet Vertrauen in die Kompetenz der handelnden Personen des Landes zu schaffen! 

So wirken sich die Kürzungen der Betriebskostenzuschüsse des Landes im Bereich der Jugendhilfeausgaben negativ  aus. Diese müssen durch Verringerung der Ausgaben und Erhöhung der Elternbeiträge kompensiert werden. Ingesamt 2,5 Mio€. 

Hier müssen wir einspringen! Wir mit unseren bescheidenen Finanzmitteln! 

Man kommt sich vor wie in Absurdistan ! Unsere Jugend ist unsere Zukunft! 

Oder wollen wir das Feld den Rattenfängern überlassen!

Bestimmend für den Rückgang der Einnahmen ist weiterhin die negative wirtschaftliche Entwicklung. Die sich unter anderem aus der oben beschriebenen Politik der Verunsicherung speist.

Vor diesem Hintergrund ist das Defizit im städtischen Haushalt auszugleichen, eine der schwierigsten Aufgaben die Politik und Verwaltung zu lösen hat!

Schnellschüsse oder ideologisch gefärbte Maßnahmen helfen hier nicht mehr weiter!

In zurückliegenden Bewertungen wurde unsererseits immer wieder daraufhingewiesen, dass man die finanziellen Mittel sorgsam einsetzen muss, um die Liquidität des Unternehmens Stadt Köln zu erhalten! 

Wir haben in den zurückliegenden Jahren immer wieder darauf hingewiesen, dass die Veräußerung, bzw. die Ausgründung von städtischem Eigentum kein Problem löst, sondern nur neue Probleme schafft. 

Betrachtet man die vorliegende Grafik des Schuldenstandes so erkennt man, dass durch eine intelligente Politik der Schuldenstand (ohne Eigenbetriebe und Eigengesellschaften) um ca. 10,6 % von 1997 auf 1999 reduziert wurde.

Früher machte man sich Gedanken über die Lösung 

und ging dann konsequent den Weg zur Lösung. 

Hier wurde nach dem Gusto gehandelt,  

der Weg ist das Ziel 

und keiner merkte das man auf einem Rundweg ist.

Bei der Ausschöpfung der Einnahmequellen, ggfs. auch bei der Erschließung zusätzlicher Einnahmequellen muss wieder mit Augenmaß vorgegangen werden. 

Hier richten sich unsere Hoffnungen auf die in 2008 anstehenden Veränderungen in der kommunalen Darstellung der Haushaltszahlen nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen. Kennzahlen der wirtschaftlichen Entwicklung und Gegenüberstellung der Vermögen und Drohverluste. 

Dann wird der Vergangenheit angehören, was uns hier in diesem Gremium präsentiert wurde. Der Leerstand von angemieteten Flächen bei Wegzug des historischen Archivs Porz in Stadtarchiv wurde uns als Einsparung präsentiert.

Die Rezentralisierung gehört ebenso in die Kategorie der nicht betriebswirtschaftlichen und nicht kundenfreundlichen Einsparungen, die nur für die Bürger Veränderungen gebracht haben. Veränderungen die zum Schlechteren geführt haben, im wirtschaftlichen Bereich erkennt man keine positive Veränderung.

Wenden wir uns jetzt dem Stadtbezirk zu;

Die Anzahl der bezirklichen Haushaltsstellen im Verwaltungshaushalt hat sich in den letzten Jahren kontinuierlich reduziert. 

Die Bürgerämter sind nur noch Hüllen, die von ihrer personellen Ausstattung her nicht in der Lage sind, die Voraussetzungen für eine bürgernahe Verwaltung zu erfüllen. Die ursprünglich bei den Bezirksämtern angesiedelten Teilaufgaben im Bereich Sicherheit und Ordnung, Sozialhilfe, Jugendhilfe sowie Friedhofs- und Grünpflege sind für die Bürger in nicht nachvollziehbarer Art und Weise umorganisiert. Mit der Rezentralisierung werden diese Aufgaben vom zentralen Fachamt bewirtschaftet, dessen Ansiedlung für Sozialhilfe in Rodenkirchen angesiedelt ist und demnächst nach Kalk übersiedelt. 

Entscheidungen müssen da getroffen werden

wo sie entstehen -  vor Ort 

Die notwendigen finanziellen Mittel müssen dann in den Bezirkshaushalten ausgewiesen werden.

Auch in Aufgabenbereichen, die weiter dezentral wahrgenommen werden, werden einzelne Ansätze nicht mehr auf die Bezirke heruntergebrochen 

(z. B. Mieten an die Gebäudewirtschaft für Schulen und Kindertagesstätten, Elternbeiträge und Essensentgelte sowie gegenüberstehende Ausgaben der KiTaS, Einnahmen aus der Vergabe bezirklicher Sportanlagen an nicht von Gebühren befreite Nutzer u. a. m.).

Im Vermögenshaushalt werden weiterhin nahezu alle Einzelmaßnahmen auch in den bezirklichen Haushaltsplänen ausgewiesen, da diesen standardmäßig eine Bezirkskennung unabhängig von der Zuständigkeit für die Entscheidung über die Mittelverwendung mitgegeben wird. Allerdings werden Ausgaben für Um- und Neubau oder Sanierung von Schulen nicht mehr im Haushaltsplan aufgeführt, seit diese Aufgabe von der Gebäudewirtschaft übernommen wurde. Gerade hier gehen den Bezirksvertretern wichtige, für Gespräche mit Bürgern und örtlichen Vereinen eigentlich unverzichtbare Informationen verloren.

 Wir verzichten an dieser Stelle diesmal auf die Auflistung der notwendigen bezirklichen Ansätze im Verwaltungshaushalt nach § 19 Abs. 2 der Hauptsatzung – unabhängig von der Entscheidungskompetenz im Einzelfall (vgl. gemeinsamer Antrag CDU-SPD). 

Mit einer verstärkten Ausweisung von Haushaltsstellen im bezirklichen Haushalt wäre aber noch keine Kompetenzübertragung auf die Stadtbezirke verbunden. Diese kann nur durch eine konsequente Auslegung der Hauptsatzung und z.T. eine Änderung der Zuständigkeitsordnung erreicht werden. Hier haben wir in Porz die Voraussetzungen mit einem gemeinsamen Beschluss geschaffen, der von uns im Rahmen der Haushaltsplanberatungen weiterverfolgt werden muss!

(Beschluss gemeinsamer Antrag)

Lassen Sie mich, obwohl wir der Meinung sind dass der Haushaltsplan umfassend überarbeitet werden muss kurz auf einzelne für den Bezirk bedeutende Punkte eingehen.

Jugendarbeit im Stadtbezirk

Unsere Jugend ist unsere Zukunft! Wir haben Verständnis dafür wenn in Zeiten knapper Kassen die Haushaltpositionen durchforstet werden und Finanzmittel zusammengefasst, ggfs. Reduziert werden. Ein gesundes Kostenbewusstsein ist wichtig! Sparen, koste es was es wolle wird dem Anliegen der Bürgerinnen und Bürger im Stadtbezirk nicht gerecht!

Wir sorgen uns um die Familien und die Jugend, wenn wir sehen das im Haushalt die Ferienspielaktion in den Herbstferien, die Jugendarbeit im Stadtbezirk und die Zuschüsse an freie Träger reduziert, bzw. auf 0 € gesetzt worden sind. Wir sind der Meinung das zumindest die Beträge des Vorjahres angesetzt werden müssen.

Beschluss

Die Haushaltpositionen 4510.605.9700.7 - Ferienspielaktion in den Herbstferien, 4510.718.9703.2, - Z für Jugendarbeit im Stadtbezirk  BV  4510.936.9707.7- Z an freie Träger BVe, 4510.936.0037.2 - Ausstattung und Geräte für Spielplätze  BV sind in der gleichen Höhe wie im Vorjahr anzusetzen.

Beschluss

Bei der Einrichtung der Haushaltspositionen ist unter 4510.936. ... eine Position Porz gegen Gewalt einzurichten und mit Finanzmitteln in notwendiger Höhe auszustatten.

   Unterhaltung von Grünanlagen

Die Unterhaltung von Grünanlagen im Stadtbezirk ist in der zurückliegenden Zeit  sehr stark verbesserungswürdig. Den Bürgern, die die Anlagen nutzen wollen ist es nicht mehr zu vermitteln, das auf der einen Seite mit großem finanziellen Aufwand Naherholungsflächen im Stadtbezirk geschaffen wurden und auf der anderen Seite für die Unterhaltung eben dieser Flächen die Finanzmittel nicht zur Verfügung stehen. Die im Haushalt unter der entsprechenden Haushaltsstellen zur Verfügung gestellten Mittel könnten bei Hinzuziehung von Institutionen des 2. Arbeitsmarktes im Stadtbezirk, z. B. Alexianer Porz-Ensen und Jugendwerkstatt Porz  deutlicher für die Bürgerinnen und Bürger zu Tage treten.

     Beschluss

Bei der Unterhaltung und Pflege von Grünanlagen im Stadtbezirk sind Institutionen  des 2. Arbeitsmarktes( z.B. Alexianer Porz-Ensen / Jugendwerkstatt ) hinzuziehen

Grundschulen

Auf den Schulhofgeländen in Porz werden durch die OGS Umbaumaßnahmen notwendig. So müssen Veränderung dergestalt vorgenommen werden das ein Teil der Schulhoffläche abgeteilt und neu hergerichtet werden muss. Hierfür müssen dann, da die Landesregierung die finanziellen Mittel weggekürzt hat die Kommunen – wir also – einspringen. 

So soll u.a. in Poll ein Klettergerüst und ein Sport-/Bolzplatz installiert werden. Dazu muss das Grundstück entsiegelt werden. Die Zuwegung zur Schule soll dann über den rückwärtigen Teil der Schulhoffläche erfolgen. Das vorhandene Tor muss dazu dauerhaft geöffnet werden. Um einen ungestörten Betrieb auf der dann neuen Schulhoffläche zu erreichen wird ein Zaun mit Toranlage auf der neuen Fläche montiert.

Die Kosten werden zum Teil aus Bundesmitteln finanziert. Die städtischen Mittel sollten um den notwendigen Betrag zum Umbau der Schulhöfe im Stadtbezirk  aufgestockt werden. 

Beschluss

Die Haushaltstelle 2100.936.0917.5 sollte um den notwendigen Betrag zum Umbau der Schulhöfe, mindestens auf den Vorjahresbetrag aufgestockt werden

Finkenberg

Ein Teil der derzeit notwendigen Maßnahmen ist im Haushalt für 2007 eingebracht. Und zwar der Teil, bei dem eine Umsetzung oder der Beginn in 2007 realistisch unterstellt werden konnte. Der Abbruch eines der Übergangswohnheime ist allerdings nicht mit eingebracht worden, da diese Maßnahme zum Zeitpunkt der Planaufstellung noch nicht so schnell möglich schien. Hierfür könnte allerdings im Bedarfsfall auf eine „Eventualposition“ aus dem Investitionsprogramm zurückgegriffen werden (Rückbau und Neuordnung der südlichen Flächen des Nahbereichszentrums …). Da wir nach derzeitigem Kenntnisstand dieser Umbau möglicherweise über den Investor eigenfinanziert realisiert bekommen.

Die Umsetzung ist weiterhin von den Eigentümern abhängig und  die Fördermittel sind häufig mit Verpflichtungsermächtigungen für die Folgejahre ausgestattet.

Neben der strukturellen Verbesserungen im Wohnungsbestand, die durch die Maßnahme gefördert wird und der in 2007 umzusetzenden Wohnumfeldmaßnahme „Grün- und Wegeverbindung nördl. der Theodor-Heuss-Str. einschl. der nördl. Grünfläche“, ist der Beginn Neustrukturierung und Umbau des Nahbereichszentrums die wichtigste Aufgabe in 2007 für Finkenberg.

Parkeinrichtungen

Immer wieder wird Klage darüber geführt dass die Parksituation in Wahn unzureichend sei. Ein Investor aus dem öffentlichen Bereich hat grundsätzlich die Bereitschaft signalisiert eine Parkpalette zu schaffen. Die notwendigen Unterhaltungskosten sollten dann aber von der Stadt Köln übernommen werden. Nach unserer Meinung eine der Maßnahmen die zu einer Reduzierung des Parkdruckes in diesem Bereich führen könnte.

Eine weitere Maßnahme könnte die Änderung der Tarifzone, die in dem Fall in Wahn endet sein. Eine Veränderung der Tarifzone auf den S-Bahnhof Spich stellt ebenfalls eine Maßnahme zur Reduzierung des Parkdruckes dar.

Im Haushalt wird unter der Haushaltstelle HHSt 6800.950.5928.2 ein Betrag zur Sanierung des Messeparkplatzes P30 ausgewiesen. Bei diesem Gelände handelt es sich um eine Teilfläche des Gewerbeparkes Poll der am heutigen Tag im Stadtentwicklungsausschuss beraten wird und möglicherweise der Vermarktung zugeführt wird. Der zukünftige Investor wird die gesamte Fläche dann anders gestalten. Eine Sanierung des Messeparkplatzes P30 erscheint von daher wenig sinnvoll und sollte in Zeiten knapper Kassen gestrichen werden.

  Beschluss

Parkpalette Wahn

In der Haushaltsstelle 6800.950. ... ist eine Position einzurichten, die die notwendigen Unterhaltungskosten  für die noch von einem Investor zu schaffende Parkpalette am S-Bahnhof Wahn  ausweist.

Beschluss

Mit der DB AG sind Gespräche aufzunehmen mit dem Ziel die Tarifzone der                        S-Bahnstrecke S 12 von Köln-Porz-Wahn aus nach Troisdorf-Spich zu ändern  

Beschluss

Die Haushaltsstelle 6800.950.5928.2 ist ersatzlos zu streichen.

Ausbau der Stadtbahnlinie 7

Wir begrüßen ausdrücklich wie bereits in den vergangenen Jahr geschehen die Bereitstellung von Mitteln für den Weiterbau der Stadtbahnlinie 7 von der jetzigen Endhaltestelle zur Ranzeler Straße. Wir würden es allerdings lieber sehen, wenn die unter der Haushaltsstelle 8200.950.5150.5 vorgesehenen  Mittel nicht erst überwiegend im Jahre 2011 sondern bereits im Jahr 2007 bereitgestellt würden.

Je früher die Porzer und die Nutzer der KVB aus dem Umland die Linie 7 nutzen können, umso eher werden die Anwohner im Zündorfer Süden von dem Individual-Verkehr entlastet.

Nach Gesprächen mit dem derzeitigen Besitzer des Grundstückes über das die Trasse verläuft kristallisierte sich ein Dringlichkeit heraus, die die Verwaltung zum schnellen handeln auffordert. Nach EG-Recht muss der Eigentümer bis zum 15.12.2006 eine Planung für seine landwirtschaftlichen Betrieb in Bezug auf die Hühnerhaltung vorlegen. Er beabsichtigt dies zu tun und die Verlängerungsfläche  der Linie 7 zu bebauen. Hier muss sehr schnell von Seiten der Verwaltung gehandelt werden.

Darüber hinaus ist es nach unseren Vorstellung unerlässlich bereits heute die Weiterführung der Stadtbahnstrecke über den heute anvisierten Haltepunkt Ranzeler Strasse hinaus mindestens bis Langel möglichst bis Ranzel vorzusehen. Dazu sind mit der Stadt Niederkassel Gespräche zu führen, die dies sicherstellen

Beschluss :

Die Verwaltung wird beauftragt, sofort alle erdenklichen Maßnahmen zu ergreifen die die Weiterführung der Stadtbahnlinie 7 bis zur Ranzeler Strasse schnellstens ermöglichen. Hierzu müssen mit dem derzeitigen Eigentümer der Trasse umgehend Gespräche geführt werden um eine Bebauung des zukünftigen Trassen-Grundstückes zu verhindern.
Beschluss :

Die Bezirksvertretung Porz fordert die Verwaltung auf, die Planung zur Weiterführung der Stadtbahnlinie 7 von der Ranzeler Strasse bis nach Porz-Langel sofort aufzunehmen. Darüber hinaus wird die Verwaltung aufgefordert, mit der Stadt Niederkassel Gespräche aufzunehmen, um die Verlängerung bis Ranzel in einem Schritt durchführen zu können.
Unterstützen sie uns bei dem Bestreben intelligente Lösungen umzusetzen!

Lassen Sie uns mehr miteinander arbeiten als gegeneinander!

Meine Damen und Herren,  

bereits in früheren Sitzung zum Haushalt habe ich ihnen zugerufen

Sie glauben gar nicht was Menschen zustande bringen, 

wenn sie zusammen wirken, 

zum Wohle der PORZER BÜRGERINNEN und BÜRGER !

Es gilt das gesprochene Wort
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